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1 Anlass zur Aufstellung der Standortkonzeption PV-Freiflächenanlagen 
 (PV-FFA) 

In den vergangenen Jahren hat die Energiegewinnung aus regenerativen Quellen immer mehr an Bedeu-

tung gewonnen. Es ist dabei sowohl Ziel der Bundes- und Landesregierungen als auch der Regionalen 

Planungsgemeinschaft Ostthüringen, den Anteil von Energie aus regenerativen Quellen kontinuierlich zu 

erhöhen. Hierzu gehört auch die Energiegewinnung aus der solaren Strahlungsenergie. Neben Dachan-

lagen (u. a. auf Stallanlagen und Privathäusern) gewinnen Photovoltaik-Freiflächenanlagen immer mehr 

an Bedeutung. Es war bisher zu beobachten, dass die Errichtung von flächenintensiven PV-FFA meist 

schubartig, je nach den bestehenden Vergütungsansprüchen des EEG erfolgte. Dabei werden dann häu-

fig Flächen ohne Bezug zu einer geordneten städtebaulichen Planung und Entwicklung allein nach öko-

nomischen Aspekten (= Vergütungsanspruch) und einer bestehenden Flächenverfügbarkeit ausgewählt 

und bebaut. Hierbei ist zu bedenken, dass die Flächen bei Nutzung durch eine PV-FFA im Regelfall 25-

30 Jahre einer anderen Nutzung entzogen werden.  

In den vergangenen Monaten hat sich aufgrund des sprunghaften Anstiegs der Energiekosten eine ver-

stärkte, weitgehend von den EEG-Vergütungsansprüchen unabhängige Nachfrage nach Flächen für PV-

FFA entwickelt. Die Bedeutung der regenerativen Energien hat dabei durch die Änderungen im EEG (§ 2 

EEG) zugenommen, nachdem die Errichtung und der Betrieb von Anlagen der regenerativen Energien im 

überragenden öffentlichen Interesse sind und der öffentlichen Sicherheit dienen. „Bis die Stromerzeugung 

im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen die erneuerbaren Energien als vorrangiger Be-

lang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden“ (§ 2 EEG).  

Ausgehend von den vorliegenden Anfragen nach größeren und kleineren Flächen sowie dem bereits ein-

geleiteten Bauleitplanverfahren zur Errichtung einer PV-FFA hat sich die Gemeinde Endschütz entschie-

den, den weiteren Planungen und Entscheidungen eine gesamtgemeindliche Standortkonzeption vorzu-

schalten. Ziel dieser Konzeption ist es, die Flächen zu ermitteln, die für die Errichtung von PV-FFA gene-

rell ungeeignet sind bzw. für entsprechende Anlagen nicht zur Verfügung gestellt werden sollen (Aus-

schlussflächen). Eine weiterführende Konkretisierung der Konzeption mit der abschließenden Festlegung 

auf wenige Standorte für eine PV-FFA, erfolgt bewusst nicht. So kann sichergestellt werden, dass bei 

einer fehlenden Flächenverfügbarkeit auch andere als Eignungsflächen ermittelte Flächen für eine PV-

FFA genutzt werden können und damit dem angestrebten Ziel der Förderung regenerativer Energien ent-

sprochen wird. Unberücksichtigt bleiben auch die Aspekte Erschließung und Entfernung zu Einspeise-

punkten. Letztere werden jeweils nur kurzfristig vom Energieversorgungsträger bei konkreten Planungs-

vorhaben befristet benannt. Sie sind entscheidend abhängig von den zum Zeitpunkt der Antragsstellung 

vorhanden Kapazitäten. Zudem unterscheiden sich die Einspeisungsmöglichkeiten je nach Größe der 

geplanten PV-Anlage und damit der Menge der gewonnenen Energie. 

Das Ergebnis der vorliegenden Konzeption soll als sonstige städtebauliche Planung beschlossen werden. 

Für die weitere Entwicklung der Gemeinde Endschütz ist die vorliegende Standortkonzeption damit i. S. 

d. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB als sonstige städtebauliche Planung zu werten und zu berücksichtigen. Hierbei 

wird der Standortprüfung die zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehende Rechts- und Sachlage 

zugrunde gelegt, wonach PV-FFA als sonstige Sondergebiete gem. § 11 Abs. 2 Satz 2 BauNVO zu beur-

teilen sind. Hiervon unberührt bleiben die Privilegierungstatbestände gem. § 35 Abs. 1 Nr. 8 und 9 BauGB 

wonach PV-FFA  

- auf einer Fläche längs von Autobahnen oder Schienenwegen des übergeordneten Netzes im 

Sinne des § 2b des Allgemeinen Eisenbahngesetzes mit mindestens zwei Hauptgleisen und in 
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einer Entfernung zu diesen von bis zu 200 Metern, gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahn, 

(§ 35 Abs. 1 Nr. 8 BauGB) oder 

-  die in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang mit einem Betrieb nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 oder 

2 BauGB (= land- oder forstwirtschaftlicher Betrieb) stehen und deren Grundfläche nicht 25.000 

Quadratmeter überschreitet und es sich bei der PV-FFA um die einzige einer Hofstelle zugeord-

nete Anlage handelt, 

entsprechend der Privilegierung ohne Bebauungsplan zulässig sind, sofern sie nicht zu einer Beeinträch-

tigung öffentlicher Belange führen. Dabei werden im Gebiet der Gemeinde Endschütz nur die Vorausset-

zungen für Vorhaben gem. § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB aufgrund vorhandener Agrarbetriebe erfüllt.  

Im Rahmen dieser Konzeption erfolgt keine Darstellung von Eignungsflächen für PV-Freiflächenanlagen 

in den eigentlichen Siedlungsbereichen. Unberücksichtigt bleiben dabei sowohl Dach-, Balkon und Wand-

anlagen, die im Rahmen der baurechtlichen Genehmigungsfähigkeit, weiterhin zulässig sind. Im Gemein-

degebiet sind noch zahlreiche Dächer sowohl von Wohn- als auch von Gewerbe- und Landwirtschaftsge-

bäuden vorhanden, die die Voraussetzungen für PV-Dachanlagen erfüllen und daher vorrangig genutzt 

werden sollten. Deren vorrangige Nutzung durch PV-Dach- und Wandanlagen entspricht dabei auch dem 

Grundsatz 3-36 des Regionalplanes Ostthüringen (RP-OT).   

Die Erarbeitung der Standortkonzeption erfolgt dabei nach dem Prinzip der Ermittlung von Ausschlussflä-

chen. Dabei werden sich im Ergebnis der Untersuchung Flächen ergeben, bei denen weder rechtliche 

noch planerische Gründe oder die gegenwärtige Nutzung gegen eine Solarenergienutzung bestehen. Zu-

dem hat die Gemeinde weitere Kriterien hinsichtlich einer Ausschlusswirkung entsprechend ihrer Pla-

nungshoheit festgelegt.  

Bei der Konzeptbearbeitung wurde wie folgt verfahren: 

1.) Ermittlung von Flächen, die aufgrund rechtlicher Vorgaben und Bestimmungen von einer Bebauung 

mit PV-FFA ausgeschlossen sind 

2.) Ermittlung von Flächen, die aufgrund planerischer Vorgaben von einer Bebauung mit PV-FFA ausge-

schlossen sind 

3.) Ermittlung und Bewertung der derzeitigen Realnutzung hinsichtlich einer Nutzung mit einer PV-FFA 

(Ausschluss von Flächen für PV-FFA aufgrund der tatsächlich bestehenden Nutzung sowie in Folge 

ergänzender Ausschlusskriterien) 

4.) Ermittlung der Eignungs- und Ausschlussflächen 

Um die technogene Überprägung des Gemeindegebietes und einen überproportionalen Entzug von Land-

wirtschaftsflächen zu begrenzen, wird zudem eine Begrenzung der maximalen Flächengröße für PV-FFA 

für das Gemeindegebiet festgelegt.  

In die gesamtgemeindliche Standortprüfung ist analog der Flächennutzungsplanung für das gesamte Ge-

biet der Gemeinde Endschütz (530 ha) mit den Ortsteilen Endschütz, Letzendorf und Jährig in die Bewer-

tung einzustellen. Dabei sind die Vorgaben des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) hinsichtlich eines 

Vergütungsanspruches bei der Standortkonzeption von nachrangiger Bedeutung, da die Prüfung vorran-

gig städtebaulich unter Beachtung planerischer und rechtlicher Vorgaben zu begründen ist. 

Als Kartengrundlage für die vorliegende Konzeption wurden die Topographische Karte (DTK 25) im Maß-

stab von 1:25.000 (Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation 2024) verwendet. Analog dem 

Flächennutzungsplan erfolgen keine flurstückskonkreten Abgrenzungen, so dass in den Randbereichen 

im Rahmen der nachfolgenden Planungsphasen ein gewisser Konkretisierungsspielraum besteht.  
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2 Ausschlussflächen aufgrund rechtlicher Vorgaben - Schutzgebiete und  
 -objekte nach Fachgesetzen sowie kommunale Planungen 

Für das Gebiet der Gemeinde Endschütz liegen keine Ausweisungen von Schutzgebieten nach den un-

terschiedlichen Fachgesetzen vor. In der Gemeinde befinden sich jedoch gesetzlich geschützte Biotope 

gem. BNatSchG/ThürNaG. Für diese besteht ein genereller gesetzlicher Schutz (Beeinträchtigungsver-

bot) ohne dass es einer besonderen Rechtsausweisung bedarf. 

Nachfolgend erfolgt eine Erläuterung zu diesem Schutzstatus:  

 

Abb. 1: Schutzgebiete und -objekte nach unterschiedlichen Fachgesetzten  
im Gebiet der Gemeinde Endschütz 

Schutzgebiete gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) / Thüringer Naturschutzge-

setz (ThürNatG) 

Im Gebiet der Gemeinde Endschütz wurden bisher keine Schutzgebiete gem. BNatSchG bzw. ThürNatG 

ausgewiesen.  
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Gesetzlich geschützte Biotope gem. § 30 BNatSchG i. V. m. § 15 ThürNatG: Bei den gesetzlich geschütz-

ten Biotopen handelt es sich um Biotoptypen, die aufgrund ihrer Seltenheit bzw. ihrer naturschutz-

fachlichen Bedeutung pauschal gem. § 30 BNatSchG i. V. m. § 15 ThürNatG unter Schutz stehen. 

Beeinträchtigungen dieser Biotope sind im Regelfall gem. § 30 Abs. 2 BNatSchG verboten.  

Im Gebiet der Gemeinde Endschütz befinden sich mehrere gesetzlich geschützte Biotope. Deren 

Abgrenzung wurde im Rahmen dieser Prüfung nachrichtlich übernommen (Landesamt für Umwelt, 

Bergbau und Naturschutz 2025). Da sich Biotope und damit auch gesetzlich geschützte Biotope z. B. 

aufgrund klimatischer Veränderungen oder einer geänderten Nutzungsintensität verändern / verän-

dern können, gibt der übernommene Datenbestand nur den gegenwärtigen Kenntnisstand wieder.  

 Entsprechend den o. g. gesetzlichen Regelungen stehen die Flächen der gesetzlich geschützten 

Biotope aufgrund ihrer naturschutzfachlichen Bedeutung nicht für die Errichtung von PV-FFA zur 

Verfügung (= Ausschlussflächen). 

Schutzgebiete gemäß Wasserhaushaltsgesetz (WHG) / Thüringer Wassergesetz 

(ThürWG) 

Gewässerrandstreifen (§ 29 ThürWG, § 38 WHG): Für die Gewässerrandstreifen von Gewässern im Au-

ßenbereich bestehen Nutzungseinschränkungen mit einem Abstand von beiderseits 10 m, die auch 

die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen umfassen. 

Kommunale Bauleitplanung 

Die Gemeinde hat unter Nutzung unterschiedlicher Planungsinstrumente die städtebauliche Entwicklung 

gesteuert. Hierzu zählen: 

Klarstellungssatzung (Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1): Mit der Klarstellungssatzung wird der 

Innenbereich vom s. g. bauplanungsrechtlichen Außenbereich abgegrenzt. Im Innenbereich richten 

sich Vorhaben nach den Vorgaben des § 34 BauGB, im Außenbereich nach denen des § 35 

BauGB.  

Im Gebiet der Gemeinde Endschütz liegen Klarstellungssatzungen für die Ortslagen Endschütz und 

Letzendorf vor.  

 Die Flächen innerhalb der Klarstellungsgrenzen werden als Ausschlussflächen für PV-FFA ge-

wertet.  

Ergänzungssatzungen (Satzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB): Mit einer Ergänzungssatzung 

werden einzelne Flächen des Außenbereiches dem Innenbereich zugeordnet, so dass Bauvorha-

ben nach den Vorschriften des § 34 BauGB beurteilt werden.  

Die Gemeinde Endschütz hat in den vergangenen Jahren die nachfolgenden Ergänzungssatzun-

gen aufgestellt: 

- Ergänzungssatzung „Flurstücke 131/4 und 132“ (Endschütz) 

- Ergänzungssatzung „Flurstücke 156/6, 156/7, und 156/17 (Flur 4)“ (Endschütz) 

- Ergänzungssatzung „Letzendorf, Flurstück 14/2“ 

  Die Flächen der vorgenannten Satzungsgebiete werden aufgrund der Zuordnung zum Innenbe-

reich als Ausschlussbereiche für PV-FFA bewertet. 

Bebauungspläne (Satzungen gem. § 9 BauGB): Die Gemeinde Endschütz hat in den vergangenen Jahren 

einen Bebauungsplan in Endschütz aufgestellt bzw. befinden sich zwei Vorhaben im Aufstellungs-

verfahren. Die Bebauungspläne geben entsprechend den getroffenen Festsetzungen die Art der 

Bodennutzung vor. Unter den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplänen ist eine Planung für ein 

Sondergebiet PV-FFA zu den Plangebieten zu zählen.  
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- Bebauungsplan „Im Kleefelde“ (OT Endschütz“): Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes 

(WA) 

- Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Am Dorfteich“ (OT Endschütz): gemischte Nutzung (Be-

bauungsplan in Aufstellung) 

- Bebauungsplan Sondergebiet „Solarpark am Jährigsberg“ (OT Letzendorf): Sondergebiet PV-

FFA (Bebauungsplan in Aufstellung) 

  Die Flächen des rechtskräftigen Bebauungsplanes sollen aufgrund ihrer bereits festgesetzten 

Nutzungsart nicht für großflächige PV-FFA zur Verfügung stehen (= Ausschlussflächen). Zudem 

werden die in Aufstellung befindlichen Bebauungsplangebiete als Ausschlussflächen gewertet, für 

die eine andere Nutzung als PV-FFA vorgesehen ist.  

Naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen 

Im Kompensationsflächenverzeichnis des Freistaates Thüringen (EKIS) sind für das Gebiet der Gemeinde 

Endschütz keine Flächen verzeichnet (TLUBN 2025). 

Allgemeingültige Ausschlussbereiche 

Ergänzend zu den im Plangebiet vorhandenen Schutzgebieten sind im Rahmen der weiterführenden Pla-

nungen (verbindliche Bauleitplanung für PV-FFA) zudem u. a. die nachfolgenden Vorgaben zu berück-

sichtigen: 

Straßenverkehrsflächen (§ 24 ThürStrG): Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke 

bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten dürfen längs der Landes- oder Kreisstraßen Hochbauten 

jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn 

nicht errichtet werden, wobei Ausnahmen zugelassen werden können.  

Waldabstand - ergänzender Hinweis zur Waldabstandsregelung gem. § 26 Abs. 5 ThürWaldG: Das Thü-

ringer Waldgesetz gibt in § 26 Abs. 5 vor, dass Gebäude zum Wald einen Abstand von 30 m zum 

gegenseitigen Schutz einhalten müssen. Da es sich bei PV-FFA um keine Gebäude, sondern um 

bauliche Anlagen handelt, ist die vorgenannte Abstandsvorgabe für die Solarmodule der PV-FFA 

nicht relevant.  

Fazit der rechtlichen Vorgaben: Aufgrund der nur kleinflächig vorhandenen naturschutzrechtli-

chen Schutzobjekte ergeben sich aus rechtlicher Sicht nur geringfügige Einschränkungen hin-

sichtlich der Errichtung von PV-FFA. Hinzu kommen die überplanten Siedlungsbereiche, die auf-

grund der vorhandenen bzw. geplanten Nutzungen ebenfalls für PV-FFA weitgehend nicht zur Ver-

fügung stehen. 

3 Planerische Vorgaben (Regional- und Landesplanung) 

Für die Errichtung von PV-FFA sind im Regelfall Bebauungspläne für Sondergebiete mit der Zweckbe-

stimmung PV-FFA aufzustellen. Entsprechend den Vorgaben des Baugesetzbuches (§ 1 Abs. 4 BauGB) 

sind alle Bauleitpläne, und damit auch die Bebauungspläne für PV-FFA, an die Ziele der Raumordnung 

anzupassen. Als Ziele gelten die Vorranggebiete entsprechend der Raumnutzungskarte des Regionalpla-

nes Ostthüringen (2025). Ergänzt werden diese durch die Vorranggebiete Windenergie gemäß den Vor-

gaben des Sachlichen Teilplans Windenergie Ostthüringen (2020)..  
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Abb. 2:  Auszug aus der Raumnutzungskarte des Regionalplanes Ostthüringen (2025) mit Kennzeichnung 
des Gemeindegebietes. (Hinweis: Die Vorrang- und Vorbehaltsgebiete entsprechen in ihren Abgrenzun-
gen und Bezeichnungen dem Regionalplan Ostthüringen 2012.) 
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Bei den Vorranggebieten handelt es sich um endabgestimmte Vorgaben, die nicht der Abwägung unter-

liegen. Innerhalb der Vorranggebiete sind keine Bebauungspläne / Nutzungen zulässig, die der Vorrang-

funktion des jeweiligen Vorranggebietes widersprechen.  

Bei den Grundsätzen der Regionalplanung handelt es sich u. a. um die Vorbehaltsgebiete gem. Raum-

nutzungskarte des Regionalplanes Ostthüringen (2025). Diese wurden im Rahmen der Aufstellung des 

Regionalplanes mit anderen Nutzungsansprüchen vorabgewogen und sind daher mit einer besonderen 

Gewichtung in die Abwägung einzustellen (§ 4 Abs. 1 Raumordnungsgesetz - ROG).  

Hinsichtlich der Steuerung von PV-FFA enthält der Grundsatz 3-37 des RP-OT (2025) folgende Vorgabe: 

„Großflächige Anlagen zur Nutzung der Solarenergie sollen vorzugsweise auf solchen Flächen errichtet 

werden, die aufgrund einer Vornutzung oder Vorbelastung für andere Zwecke nur noch eingeschränkt 

nutzbar sind und keine herausragende oder besondere Bedeutung für den Naturhaushalt, das Land-

schaftsbild oder die Landwirtschaft haben. … 

Angesichts der Flächenknappheit und der damit einhergehenden Flächenkonkurrenz sollen Doppel- oder 

Mehrfachnutzungskonzepte beim Ausbau von Freiflächensolaranlagen angestrebt werden, die zur Min-

derung von Konkurrenzen beitragen. Darunter zählt u. a. die Umsetzung von Lärmminderungsmaßnah-

men, z. B. die Integration der Solarenergienutzung an vorhandene oder zu planende lineare Lärmschutz-

wände und –wälle, oder wenn das Vorhaben der landwirtschaftlichen Erzeugung dient, indem es beispiel-

weise eine Schutzfunktion für die unter ihr befindlichen Anbauflächen ausübt.“  

Zur Berücksichtigung des Grundsatzes G 3-37 RP-OT wurde geprüft, ob sich entsprechende konfliktarme 

Flächen im Gebiet der Gemeinde Endschütz außerhalb des Siedlungsbereiches befinden. Von den expli-

zit aufgeführten Eignungsflächen im Grundsatz G 3-38 RP-OT auf ehemaligen Deponien und Bergbau-

flächen befindet sich kein Standort in der Gemeinde Endschütz. Ebenso existieren aufgrund der ländli-

chen Prägung des Gemeindegebietes bzw. aufgrund fehlender größerer Verkehrstrassen auch keine 

Lärmschutzeinrichtungen entlang von Infrastrukturachsen, so dass entsprechende Eignungsflächen nicht 

vorhanden sind. Die bestehende Stallanlage in Endschütz (ehemalige Fasanerie) wird weiterhin landwirt-

schaftlich genutzt und steht daher für die PV-Freiflächenanlage nicht zur Verfügung.  

Im Folgenden werden für die Standortprüfung die planungsrelevanten Ziele und Grundsätze des Regio-

nalplanes Ostthüringen (2025) übernommen und graphisch dargestellt (Abb. 2). Hierbei ist zu berücksich-

tigen, dass die Raumnutzungskarte des Regionalplanes Ostthüringen im Maßstab 1:100.000 vorliegt und 

für die Abgrenzungen der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete in den Maßstab der vorliegenden Prüfung über-

tragen werden musste. Die Grenzen sind daher nicht als formal festgesetzte Begrenzungen zu betrachten.  

Bei den Zielen der Raumordnung handelt es sich um die nachfolgenden Vorranggebiete (s. a. Abb. 2):  

Ziele der Raumordnung (Vorranggebiete) 

Vorranggebiete Freiraumsicherung (Ziel 4-1 RP-OT): Durch die Darstellung der Vorranggebiete Frei-

raumsicherung sollen die schutzgutorientierten Freiraumfunktionen der Naturgüter Boden, Wald, 

Wasser, Klima, Flora und Fauna sowie des Landschaftsbildes in den Vorranggebieten erhalten 

bleiben. Dabei sind andere raumbedeutsame Nutzungen innerhalb dieser Gebiete ausgeschlossen, 

sofern diese mit der vorrangigen Funktion nicht verträglich sind. D. h. konkret, dass vor allem eine 

bauliche Nutzung in diesen Vorranggebieten weitgehend ausgeschlossen ist. Dies betrifft u. a. auch 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen, die grundsätzlich als Sondergebiete und damit als Baugebiete 

festzusetzen sind (§ 11 Abs. 2 BauNVO).  

 Im Gebiet der Gemeinde Endschütz befinden sich Flächen des folgenden Vorranggebietes Frei-

raumsicherung: 

 FS-39 - „Tal der Weißen Elster zwischen Greiz und Wünschendorf und Nebentäler“ 
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Hierbei handelt es sich um lineare Strukturen entlang des Fuchsbaches, die auch größere an den 

Fuchsbach angrenzende Waldbestände mit umfassen. Dabei kommen diesen Freiraumstrukturen 

wichtige Funktionen im Naturhaushalt sowie hinsichtlich des Landschaftsbildes und der Erholungs-

vorsorge zu. Von besonderer Bedeutung ist die Funktion als Lebensraum sowie als Leitstruktur für 

die Fauna. 

 Entsprechend den rechtlichen Vorgaben widersprechen neben anderen Baugebieten auch Son-

dergebiete für PV-FFA den Freiraumfunktionen des o.g. Gebietes und damit den Zielen der Raum-

ordnung. Somit wird das Vorranggebiet Freiraumsicherung als Ausschlussflächen gewertet.  

Vorranggebiete Landwirtschaftliche Bodennutzung (Ziel 4-3 RP-OT): Die Ausweisung der Vorranggebiete 

Landwirtschaftliche Bodennutzung erfolgt mit dem Ziel, den Wirtschaftssektor „Landwirtschaft“ zu 

stärken. Darüber hinaus soll eine leistungsfähige Agrarstruktur erhalten bleiben und nachhaltig mit 

der Ressource Boden umgegangen werden. Dieser Aspekt ist ausgehend von der landwirtschaftli-

chen Nutzung, die größere Bereiche des Plangebietes bewirtschaftet, von besonderer Bedeutung. 

Diese zeigt sich im Umfang der Landwirtschaftsflächen im Gebiet der Gemeinde Endschütz (398 ha 

= 75,1 % des Gemeindegebietes gem. TLS 2025).  

 Innerhalb des Gemeindegebietes von Endschütz befinden sich größere Flächen der beiden nachfol-

genden Vorranggebiete Landwirtschaftliche Bodennutzung: 

 LB-26 – Braunichswalde - Linda - Wolfersdorf - Gauern 

 LB-28 – Mosen - Wernsdorf - Albersdorf 

 Da PV-FFA im Regelfall größere Flächen in Anspruch nehmen, widersprechen sie der den Flächen 

zugewiesenen vorrangigen Bedeutung und Funktion für die Landwirtschaft  

 Die ausgewiesenen Vorranggebiete landwirtschaftliche Bodennutzung werden in die Standortkon-

zeption als Ausschlussflächen eingestellt.  

Grundsätze der Raumordnung 

Die Grundsätze der Raumordnung umfassen sowohl textliche Vorgaben als auch die zeichnerisch in der 

Raumnutzungskarte ausgewiesenen Vorbehaltsgebiete. Da im Rahmen der Aufstellung des Regionalpla-

nes bei unterschiedlichen Nutzungsansprüchen eine Abwägung erfolgte, sind die Vorbehaltsgebiete im 

Rahmen der nachfolgenden Planungen mit einem besonderen Gewicht zu berücksichtigen. D. h., es müs-

sen gewichtige Gründe vorliegen, die eine den angestrebten Nutzungen der Vorbehaltsgebiete entgegen-

stehende Nutzung ermöglichen sollen. 

Mit der Änderung in § 2 EEG, nach denen regenerative Energien im überragenden öffentlichen Interesse 

sind und mit einem vorrangigen Belang in die Schutzgüterabwägung einzustellen sind, ist im Rahmen 

eines Abwägungsprozesses unter besonderer Berücksichtigung der o. g. Belange zu entscheiden, wel-

cher Funktion der Vorrang gegeben wird.  

Vorbehaltsgebiete Tourismus und Erholung (Grundsatz 4-22 und G 4-24 RP-OT):  

Das Gebiet der gesamten Gemeinde Endschütz liegt in einem Vorbehaltsgebiet Tourismus und Er-

holung. In den Vorbehaltsgebieten Tourismus und Erholung „soll einer natur- und landschaftsgebun-

denen Erholung sowie einer infrastrukturell geprägten Freizeitgestaltung bei der Abwägung mit kon-

kurrierenden raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen besonderes Gewicht beigemessen 

werden.“ unter Berücksichtigung der naturschutzfachlichen Belange eine natur- und landschaftsge-

bundene. 

Die Gemeinde Endschütz liegt dabei vollständig im nachfolgenden Vorbehaltsgebiet Tourismus und 

Erholung:  
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 Vogtland – Teilraum Weiße Elster 

Im Teilraum Weiße Elster sollen die infrastrukturellen Voraussetzungen für Rad-, Wander- und Reit-

touristik weiter ausgebaut werden. Hiervon ist die Gemeinde Endschütz nur peripher durch das 

Fuchsbachtal betroffen. Im Gebiet der Gemeinde Endschütz befinden sich dabei keine Strukturen 

oder Infrastruktureinheiten für den Tourismus mit einer besonderen Bedeutung.   

 Die Zuordnung des Plangebietes zum Vorbehaltsgebiet Tourismus und Erholung führt nicht zu 

einer Ausschlusswirkung.  

Vorbehaltsgebiete Freiraumsicherung (Grundsatz 4-5 RP-OT):  

Im Untersuchungsraum befindet sich zwei Vorbehaltsgebiet Freiraumsicherung. Hierbei handelt es 

sich um die nachfolgenden Gebiete (Lage s. Abb. 2): 

 fs-32 – Strukturreiche Kulturlandschaft zwischen Weida, Wünschendorf und Falka  

 fs-33 – Fuchsbachtal, Nebentäler und umgebende strukturreiche Kulturlandschaft  

Diese Vorbehaltsgebiete umfassen Flächen westlich von Endschütz sowie östlich und südlich von 

Letzendorf (fs-33). Hinzu kommen Bereiche im Nordwesten der Gemeinde Endschütz (fs-32). Die 

Flächen umfassen sowohl Wald und Gehölzbestände als auch landwirtschaftlich genutzte Bereiche. 

Da es sich bei den Gemarkungen Endschütz und Letzendorf um Bereiche handelt, die als waldarme 

Gebiete bewertet werden, werden die vorhandenen Gehölzbestände mit einem besonderen Gewicht 

auch gegenüber der Förderung regenerativer Energien zu berücksichtigen,  

 Hierbei erfolgt eine differenzierte Bewertung. Während der Wald und die Gehölzbestände im Vor-

behaltsgebiet Freiraumsicherung als Ausschlusskriterium gewertet wird, wird die Landwirtschaftsflä-

che als Eignungsbereich in die Gesamtbewertung übernommen.  

Vorbehaltsgebiete Landwirtschaftliche Bodennutzung (Grundsatz 4-13 RP-OT):  

Die Flächen nördlich der Ortslage Endschütz sind als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaftliche Boden-

nutzung ausgewiesen. Hierbei handelt es sich um das nachfolgende Vorbehaltsgebiet: (Lage s. Abb. 

2): 

 lb-27 – Mosen - Letzendorf - Pohlen  

Die Flächen des Vorbehaltsgebietes Landwirtschaftliche Bodennutzung weisen einen geringen bis 

mittleren Gesamt-Bodenfunktionserfüllungsgrad auf, so dass diesen keine hervorgehobene Bedeu-

tung zukommt.  

 Aus den vorgenannten Gründen werden die Flächen des Vorbehaltsgebietes landwirtschaftliche 

Bodennutzung nicht pauschal als Ausschlussbereiche gewertet.  

Es wird hierzu ergänzend darauf hingewiesen, dass die Gemarkungen Endschütz und Letzendorf zu 

den benachteiligten landwirtschaftlichen Gebieten zählen. Gemäß Grundsatz 5.2.8 der 1. Änderung 

des Landesentwicklungsprogramms Thüringen 2025 (2024) können für Freiflächen-Photovoltaikan-

lagen Flächen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten genutzt werden. 

 

Fazit der planerischen Vorgaben: Die dargestellten Vorranggebiete Landwirtschaftliche Bodennut-

zung sowie Freiraumsicherung scheiden als Eignungsflächen aus. Diese umfassen Flächen im 

Süden, Westen und Osten der Gemeinde Endschütz. Mit einer Fläche von 64,8 ha umfassen sie 

12,2 % der Gemeindefläche, was im Vergleich zu anderen Gemeinden (Paitzdorf = 64,2 %) einen 

geringen Flächenanteil ausmacht. Die vorhandenen Vorbehaltsgebiete werden dagegen nicht pau-

schal als Ausschlussbereiche in die Gesamtbewertung übernommen. 
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4 Raumnutzung / Realnutzung 

Ergänzend zu den rechtlichen und planerischen Vorgaben ist auch die Realnutzung, also die gegenwär-

tige Nutzung und damit in Verbindung stehende Kriterien in die Bewertung und Abwägung einzustellen, 

um die Flächen zu ermitteln, die sich aufgrund der vorhandenen tatsächlichen Nutzung als Standorte für 

PV-FFA eignen bzw. von einer entsprechenden Nutzung auszuschließen sind. Hierzu werden die unter-

schiedlichen Nutzungen in Gruppen zusammengefasst.  

 

Abb. 3: Darstellung ausgewählter Nutzungstypen (ohne Maßstab) 
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Im Rahmen eines kommunalen Abwägungsprozesses wird entschieden, ob bzw. welche Nutzungsart mit 

PV-FFA vereinbar ist. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass kleinflächige Strukturen maßstabs- und pla-

nungsbedingt (Mindestflächengröße einer PV-FFA) nicht berücksichtigt werden können. Die nachfolgen-

den Flächenangaben wurden weitgehend vom Landesamt für Statistik (Stand: 31.12.2023) übernommen. 

Kommunale Planung = Flächennutzungsplan: Die Gemeinde Endschütz verfügt zusammen mit weiteren 

Gemeinden der VG Ländereck über einen gemeinsamen Flächennutzungsplan, in dem die beab-

sichtigte städtebauliche Entwicklung dargestellt wird. Hierbei werden neben den Siedlungsflächen 

v. a. im Umfeld der Siedlungsbereiche größere Grünflächen mit konkreten Zweckbestimmungen bzw. 

einer ergänzenden Darstellung als sonstige Gärten und Grünflächen dargestellt. Entsprechend die-

sem kommunalen Planungswillen stehen diese Flächen nicht für PV-FFA zur Verfügung (= Aus-

schlussflächen). Des Weiteren wurden im Flächennutzungsplan zur Berücksichtigung der Belange 

von Natur und Landschaft Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft (§ 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB) dargestellt, die u. a. auch für Kompensati-

onsmaßnahmen genutzt werden sollen. Diese Flächen stehen damit ebenfalls für PV-FFA nicht zur 

Verfügung  

Siedlungsflächen: Die Siedlungsflächen umfassen neben den Wohn-, Gewerbe- und Sondergebietsflä-

chen auch die damit in Verbindung stehenden zahlreichen Grünflächen unterschiedlicher Zweckbe-

stimmung. Dabei erfolgte eine Abgrenzung der Siedlungsflächen durch die vorliegenden Klarstel-

lungssatzungen (s. o.). Hinzu kommt die weitere Bebauung im Außenbereich, die von Einzelgebäu-

den bis hin zu Bereichen mit mehreren Wohnhäusern (Jährig) reicht. Diese Flächen scheiden weit-

gehend aufgrund der bestehenden Nutzung als Standorte für PV-FFA aus, da davon auszugehen 

ist, dass die derzeitige Nutzung noch über einen längeren Zeitraum ausgeübt wird und die Flächen 

damit tatsächlich nicht zur Verfügung stehen. Die Siedlungsflächen umfassen großflächig die Berei-

che von Endschütz und Letzendorf sowie die ergänzende Bebauung im Außenbereich. Zu den Sied-

lungsflächen werden auch die im Osten der Ortslage Endschütz liegenden Gebäude der ehemaligen 

Fasanerie gezählt. Diese werden weiterhin landwirtschaftlich genutzt, so dass sie für eine PV-FFA 

nicht zur Verfügung stehen. Die o. g. Flächen werden als Ausschlussbereiche übernommen. Dabei 

betrifft dieser Ausschluss ausschließlich PV-FFA, wohingegen Dach- und Wandanlagen nicht aus-

geschlossen werden und weiterhin zulässig sind. Welche Art der Nutzung i. S. d. BauNVO für diese 

Siedlungsflächen städteplanerisch vorgesehen ist, ist den Darstellungen des Flächennutzungsplanes 

zu entnehmen.  

Zudem wurde festgelegt, zum Schutz der Wohnnutzung und damit des Menschen, einen Abstands-

bereich von 50 m um die zum Wohnen genutzten Siedlungsbereiche sowie um die Grünflächen als 

Ausschlussfläche festzulegen. Hierzu wurden die durch die o. g. Satzungen festgelegten Bereiche 

mit Ausnahme der Gewerbe- und Landwirtschaftsobjekte sowie die ergänzende Bebauung im Au-

ßenbereich entsprechend berücksichtigt. Hinzu kommen die Grünflächen, da diese vorwiegend der 

Freizeitnutzung und damit dem Menschen zum Aufenthalt und zur Erholung dienen sollen. Mit dem 

gewählten Abstand soll sichergestellt werden, dass eine Beeinträchtigung der durch den Menschen 

v. a. zu Wohnzwecken genutzten Bereiche durch PV-FFA ausgeschlossen ist. Dies berücksichtigt 

auch eine optische Bedrängung durch ein Heranrücken der PV-FFA an die Siedlungs- und Erho-

lungsflächen. Zudem werden damit auch die Belange des Denkmalschutzes hinsichtlich eines erwei-

terten Objektschutzes v. a. für die Kirchen in den Ortslagen berücksichtigt.  

 weitgehender Ausschluss von PV-FFA im Bereich der Siedlungen und Grünflächen sowie in einem 

50 m- Abstand um die Bereiche mit Wohn- und Freizeitnutzung. 
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Wald / Gehölzbestände: Im Gebiet der Gemeinde Endschütz sind Wald- und Gehölzbestände nur in einem 

Umfang von 82,6 ha (15,6 % der Gemeindefläche) vertreten. Die Gehölzbestände umfassen v. a. 

Bereiche beiderseits des Fuchsbaches sowie nördlich von Jährig und östlich von Letzendorf. 

Insgesamt ist das Plangebiet als sehr wald- und gehölzarmer Bereich einzustufen. Umso wichtiger 

ist es, vor allem die vorhandenen flächigen Gehölzbestände mit ihren zahlreichen Funktionen im 

Naturhaushalt zu erhalten. Den Gehölzflächen kommt hinsichtlich der Belange von Natur und Land-

schaft und damit auch für den Menschen eine besondere multifunktionale und herausgehobene Be-

deutung zu (Erosionsschutz, Förderung der Grundwasserneubildung, Lebensraum für Tiere und 

Pflanzen, Belebung des Landschaftsbildes, Erholungsbereich und Funktionen im Klimaschutz, Sau-

erstoffproduktion, CO2-Bindung, ausgeglichene Temperatur, Verdunstung und damit Erhöhung der 

Luftfeuchtigkeit). Aufgrund dieser umfangreichen Funktionen wird festgelegt, dass PV-FFA nicht im 

Bereich von Wald und von zusammenhängenden Gehölzflächen errichtet werden sollen. 

 Ungeachtet der Privilegierung von PV-FFA in Verbindung mit landwirtschaftlichen Betrieben geht die 

Gemeinde Endschütz davon aus, dass mit der vorliegenden Standortprüfung (Plan i. S. d. § 35 Abs. 

3 Nr. 2 BauGB) sowie aufgrund der Belange des Landschaftsschutzes sowie des Orts- und Land-

schaftsbildes (§ 35 Abs. 3 Nr. 5 BauGB) öffentliche Belange vorliegen, die einer Errichtung von pri-

vilegierten PV-Anlagen auf diesen Flächen entgegenstehen.  

  Ausschlussflächen: Wald und Gehölzbestände 

Strukturreiche Kulturlandschaft: Der Landschaftsraum um Endschütz und Letzendorf wird von großen, 

weitgehend ausgeräumten und strukturarmen Agrarflächen bestimmt. Umso wichtiger ist es, die ver-

bliebenen strukturreicheren Bereiche zu erhalten und vor einer anthropogenen Überformung u. a. mit 

PV-FFA zu schützten. Die entsprechenden Bereiche südwestlich von Endschütz, nordwestlich von 

Jährig und nordöstlich von Letzendorf werden ausgegrenzt und im weiteren Verfahren als Aus-

schlussflächen gewertet.  

  Ausschlussflächen: strukturreiche Kulturlandschaft 

Freizuhaltende Landschaftsbereiche (Landschaftsbild): Fast jede bauliche Maßnahme führt zu einer Ver-

änderung des Siedlungs- bzw. Landschaftsbildes. Dies betrifft neben neuen Gebäuden im Siedlungs- 

und im Außenbereich (z. B. Scheunen) auch PV- und Windkraftanlagen. Aber auch Aufforstungs-

maßnahmen führen durch die Unterbrechung von Sichtbeziehungen durch neue vertikale Strukturen 

zu einer Veränderung im Landschaftsbild. Während Windkraftanlagen durch ihre Höhe (260 m) sowie 

die rotierende Bewegung der Rotorblätter zu einer punktuellen, aber weithin sichtbaren Veränderung 

führen, beeinträchtigen und verändern PV-FFA vor allem durch ihre flächige Ausdehnung (oft meh-

rere Hektar) das bisherige Landschaftsbild. 

 Vorangestellt, dass PV-FFA immer zu einer Veränderung des Landschaftsbildes führen, hat die Ge-

meinde Endschütz ergänzend zu den Bereichen der strukturreichen Kulturlandschaft (s. o.) Flächen 

in einem Abstandsbereich von 500 m um die Ortslagen Endschütz, Jährig und Letzendorf ausge-

grenzt, die aufgrund ihrer Einsehbarkeit von den Ortslagen von PV-FFA freizuhalten sind. Hierbei ist 

zu berücksichtigen, dass Vegetationsbestände, Hangkanten und Kuppen die direkte Einsehbarkeit 

häufig verhindern bzw. stark einschränken (z. B. südwestlich von Endschütz, östlich von Letzendorf 

und ebenfalls östlich von Jährig). In einer größeren Entfernung als 500 m werden die PV-Anlagen 

nur noch als Fläche wahrgenommen, was zu geringeren visuellen Beeinträchtigungen führt.  

  Ausschlussflächen: freizuhaltende Landschaftsbereiche 
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Gewässer: Die Gewässer mit ihren Gewässerrandstreifen scheiden aufgrund gesetzlicher Vorgaben (§ 29 

ThürWG i. V. m. § 38 WHG) als Standorte für PV-FFA aus. Im Gebiet der Gemeinde Endschütz sind 

v. a. der Fuchsbach im Süden der Gemeinde, der Bach aus Jährig sowie der Moschbach von Be-

deutung. Hinzu kommen einzelne Standgewässer, wie z. B. der Dorfteich in Endschütz, aber auch 

größere Standgewässer wie die Talsperre Letzendorf und der Speicher Pohlen, der im Norden in das 

Gebiet der Gemeinde Endschütz reicht. Da es sich um künstliche Standgewässer handelt, wären 

Floating-Anlagen gem. § 36 WHG (= schwimmende PV-Anlagen) generell zulässig. Die Talsperre 

Letzendorf mit einer Breite von ca. 80-90 m scheidet jedoch aufgrund der Vorgaben des § 36 Abs. 3 

WHG aus, wonach die Anlagen einen Abstand zum Ufer von 40 m einhalten müssen. Der Speicher 

Pohlen ragt nur mit einer kleinen Fläche in das Gebiet der Gemeinde Endschütz, so dass die weiter-

gehende Steuerung zum Einsatz einer Floating-Anlage durch die Gemeinde Linda zu erfolgen hat. 

Die kleineren Standgewässer in Endschütz sind aufgrund der geringen Größe für Floating-Anlagen 

ohne Bedeutung.  

  Ausschlussflächen Gewässer zzgl. des beidseitigen 10 m breiten Gewässerrandstreifens 

Landwirtschaftsflächen (Acker und Grünland): Die Landwirtschaft ist im Bereich der Gemeinde Endschütz 

mit einer Fläche von 398 ha (= 75,1 % der Gemeindefläche) der größte Flächennutzer (TLS 2025), 

wobei eindeutig die Ackerflächen die dominierende Nutzung darstellen. Hierbei werden weitgehend 

nur Flächen landwirtschaftlich genutzt, die keine anthropogenen Vorbelastungen in Form von Befes-

tigungen oder Altablagerungen aufweisen. Der Landwirtschaft kommt dabei sowohl hinsichtlich der 

Ernährungssicherung, der Pflege der Kulturlandschaft als auch der Produktion von nachwachsenden 

Rohstoffen (Biogasanlagen) eine besondere Bedeutung zu. Diese Bedeutung zeigt sich auch in § 1a 

Abs. 2 BauGB, wonach der Bodenschutz (Bodenschutzklausel) sowie der Schutz landwirtschaftlicher 

Flächen (Umwidmungssperrklausel (§ 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB) im Rahmen der kommunalen Bau-

leitplanung im gemeindlichen Abwägungsprozess besonders zu berücksichtigen sind. Hierbei han-

delt es sich um s. g. „Abwägungsdirektiven“, die nur aufgrund besonderer Umstände im Rahmen der 

Abwägung überwunden werden können. Andererseits hat der Gesetzgeber mit den Änderungen im 

EEG festgestellt, dass regenerative Energien und damit auch PV-FFA im überragenden öffentlichen 

Interesse sind und der nationalen Sicherheit dienen. Zudem ist im Abwägungsprozess mit den Be-

langen der Landwirtschaft auch die Klimaschutzklausel (§ 1a Abs. 5 BauGB) in die Abwägung ein-

zustellen. Sie sind damit mit einem vorrangigen Belang in den Abwägungsprozess einzustellen. Um 

die Belange der Landwirtschaft und damit des Bodenschutzes ausreichend in den Abwägungspro-

zess einzubringen, wurde ergänzend die Bewertung des Bodens entsprechend dem Gesamt-Boden-

funktionserfüllungsgrad (TLUBN 2025) in die Bewertung einbezogen. Hierbei erfolgt die Gesamtbe-

wertung der Böden unter Berücksichtigung mehrerer Faktoren (Ertragspotenzial, Biotopentwick-

lungspotenzial, Wasserspeichervermögen und Nitratrückhaltung). Diese Gesamtbetrachtung des 

Bodens wird dabei seinen umfangreichen Funktionen im Naturhaushalt mehr gerecht, als eine allei-

nige Bewertung nach der Ertragsfähigkeit der Böden (Ackerwertzahlen). Hierzu wurde festgelegt, 

dass sämtliche Flächen mit einem hohen und sehr hohen Gesamt-Bodenfunktionserfüllungsgrad 

nicht für PV-FFA zur Verfügung gestellt werden sollen. Im Umkehrschluss werden Landwirtschafts-

flächen mit einem mittleren bzw. geringen oder sehr geringen Gesamt-Bodenfunktionserfüllungsgrad 

nicht als Ausschlussbereiche gewertet. In diesen Bereichen wird den regenerativen Energien eine 

höhere Bedeutung zugesprochen als den Belangen der Landwirtschaft bzw. dem Bodenschutz, zu-

mal der Boden im Bereich der PV-FFA weitgehend erhalten bleibt. Die Flächen mit einem hohen 

Gesamtbodenfunktionserfüllungsgrad befinden sich kleinflächig verteilt über das Gebiet der Ge-
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meinde Endschütz. Bereiche mit einem sehr hohen Gesamtbodenfunktionserfüllungsgrad sind da-

gegen im Gebiet der Gemeinde Endschütz nicht vorhanden. Es überwiegen Flächen mit einem ge-

ringen bzw. mittleren Gesamtbodenfunktionsverfüllungsgrad. 

 Um die Vorgaben des § 2 EEG, der Förderung regenerativer Energien, gerecht werden zu können, 

sollen und müssen Flächen für entsprechende Anlagen (PV-FFA / Windkraftanlagen) bereitgestellt 

werden. Im Gebiet der Gemeinde Endschütz kommen hierfür weitgehend nur bisher landwirtschaft-

lich genutzte Flächen in Frage, die 75,1 % des Gemeindegebietes ausmachen. Für die anderen Flä-

chennutzungen erfolgt ein nachvollziehbarer Ausschluss. Insofern überwiegen die in § 2 EEG / § 1a 

Abs. 5 BauGB genannten Ziele über die Vorgaben des Bodenschutzes und der Belange der Land-

wirtschaft. Hierbei wurde auch die gleichrangige Bedeutung der Abwägungsdirektiven des BauGB 

mit den Belangen des EEG berücksichtigt.  

  keine Ausschlusswirkung von Landwirtschaftsflächen mit einem sehr geringen bis mittleren Ge-

samt-Bodenfunktionserfüllungsgrad  

 Ausschlusswirkung von Landwirtschaftsflächen mit einem hohen und sehr hohen Gesamt-Boden-

funktionserfüllungsgrad  

Ver- und Entsorgungsträger (Leitungsbestand): Im Plangebiet befinden sich entsprechend den vorliegen-

den Stellungnahmen Leitungen in der Rechtsträgerschaft der unterschiedlichen Ver- und Entsor-

gungsträger. Hierzu zählen u. a. Leitungen der Thüringer Fernwasserversorgung (FWL 1), des 

Zweckverbandes Wasser/Abwasser Mittleres Elstertal und der Thüringer Energienetze. Die Leitun-

gen mit ihren Schutzstreifen stellen eine Ausschlusswirkung dar. Aufgrund der relativ schmalen Tras-

senkorridore können diese in PV-Anlagen integriert werden, so dass eine gesonderte Ausweisung 

als Ausschlussbereich vorliegend nicht erforderlich ist.  

Altlastenverdachtsflächen: Gemäß Grundsatz 3-38 RP-OT 2025 sollen für großflächige Solaranlagen u. 

a. Altlastenflächen aufgrund ihrer Vornutzung und bestehender Belastungen vorrangig im Bodenbe-

reich genutzt werden. Im Gebiet der Gemeinde Endschütz befinden sich gem. Angaben des Land-

ratsamtes Greiz noch drei aktive Altlastenverdachtsflächen, die nachfolgend einzeln hinsichtlich ihrer 

Eignung als Standort für eine PV-FFA bewertet werden. 

Ehemalige Fasanerie im Nordosten von Endschütz (Stallanlage): Die Altlastenverdachtsfläche weist 

eine Fläche von 1,36 ha auf und umfasst im Wesentlichen eine Stallanlage, die weiterhin landwirt-

schaftlich genutzt wird. Da eine Aufgabe dieser Nutzung nicht absehbar ist, wird die Fläche dieser 

Altlastenverdachtsfläche nicht als Eignungsfläche in die Gesamtbewertung (s. Anlage) übernommen.  

Garagen im Gutshof: Diese Verdachtsfläche im unmittelbaren Siedlungsbereich von Endschütz weist 

eine Fläche von 835 m² auf. Aufgrund der geringen Größe und der Lage im Siedlungsbereich ist 

dieser Standort nicht für eine großflächige PV-FFA geeignet. Es erfolgt daher keine Darstellung als 

Eignungsfläche. 

Fasanerie „Im Kleefeld“: Ein zweiter Standort der ehemaligen Fasanerie befindet sich südwestlich 

von Endschütz und ist ebenfalls als Altlastenverdachtsfläche im THALIS mit einer Fläche von 2,59 

ha verzeichnet. Auch für diesen Standort liegt gegenwärtig eine landwirtschaftliche Nutzung vor. Auf-

grund der Größe des Standortes mit einem großen Freiflächenanteil sowie seiner Lage abgerückt 

von der Ortslage Endschütz erfolgt eine Übernahme als Eignungsfläche. Im Abwägungsprozess mit 

weiteren Kriterien (strukturreiche Kulturlandschaft), wird für diesen Standort die Vorbelastung im Bo-

den vorrangig berücksichtigt.  

Touristische Infrastruktur – touristische Wander-, Reit- und Wanderwege: Die Gemeinde Endschütz liegt 

im Vorbehaltsgebiet Tourismus und Erholung „Vogtland“ und dabei im Teilraum Weiße Elster. In 
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diesem sollen die infrastrukturellen Voraussetzungen für die Rad-, Wander- und Reittouristik ausge-

baut werden. Durch das Gebiet der Gemeinde Endschütz verlaufen keine überregional oder regional 

bedeutsamen Rad-, Wander- oder Reitwege, wie z. B. die Thüringer Städtekette oder der Elsterrad-

weg. Dagegen verlaufen zahlreiche örtliche bzw. lokale Wege durch das Gemeindegebiet, wie z. B. 

die Radroute GRZ 7 Fuchsbachroute, die Radwege „Hofladenroute“ und „Entlang der Alten Bahn“ 

sowie der Wanderweg „Hirschensprung“. Die meisten dieser Wege nutzen dabei das Fuchsbachtal. 

Da sich PV-FFA und Rad-, Reit- und Wanderwege gegenseitig nicht ausschließen oder wesentlich 

beeinträchtigen, werden die Wege übernommen, ohne dass ihnen ein ergänzender, von PV-Modulen 

freizuhaltender Schutzstreifen zugeordnet wird.  

 

Fazit Realnutzung: Im Rahmen des kommunalen Abwägungsprozesses wurden planungsrele-

vante Nutzungen definiert, die zum Ausschluss von PV-FFA führen. Andererseits werden mit den 

großflächigen Agrarflächen unter Berücksichtigung des Gesamt-Bodenfunktionserfüllungsgrad 

ausgehend von der Realnutzung und unter Berücksichtigung von Aspekten des Landschaftsbil-

des großflächige Eignungsflächen ausgewiesen. 

5 Gesamtbewertung 

Ausgehend von der verstärkten Nachfrage nach Flächen für PV-Freiflächenanlagen und zur Vermeidung 

einer ungeordneten städtebaulichen Entwicklung hat die Gemeinde Endschütz eine Standortkonzeption 

für PV-FFA erstellt. Unter Berücksichtigung der bestehenden rechtlichen und planerischen Vorgaben so-

wie der gegenwärtigen Realnutzung mit den daran gebundenen Beschränkungen hat die Gemeinde Flä-

chen ermittelt, die als Ausschluss- bzw. Eignungsflächen für PV-FFA zu werten sind. Hierbei hat die Ge-

meinde ebenfalls im Rahmen des kommunalen Entscheidungsprozesses die Vorgabe des Bundesgesetz-

gebers hinsichtlich der Bedeutung von regenerativen Energien für die nationale Energieversorgung und 

damit die nationale Sicherheit berücksichtigt.  

Zur Ermittlung der Eignungs- bzw. Ausschlussflächen wurden die in den Abbildungen 1, 2 und 4 anhand 

der festgelegten Kriterien ermittelten Ausschlussflächen verschnitten. Die Anlage zu diesem Bericht zeigt 

das Ergebnis dieser Verschneidung (rote Flächen = Ausschlussflächen, grüne Fläche = Eignungsflächen). 

Hieraus ergibt sich folgende Flächenbilanz: 

 Flächengröße (ha) Anteil an der Fläche des Ge-
meindegebietes Endschütz (%) 

Eignungsflächen  195,8   36,9 

Ausschlussflächen  334,2  63,1 

Summe  530,0  100,0 

Ergänzend wurde durch den Gemeinderat festgelegt, dass PV-FFA eine maximale Fläche von 6 % des 

Gemeindegebietes (= 31,8 ha) in Anspruch nehmen sollen, um die technogene Überformung der Land-

schaft zu begrenzen. Zudem wird damit auch einem weiteren Entzug von Landwirtschaftsfläche für PV-

FFA begegnet. Die Festlegung auf 6 % des Gemeindegebietes wurde gewählt, da diese Flächengröße 

dem Anteil des Siedlungsbereiches (= 30 ha) am Gesamtgemeindegebiet entspricht. Somit kann der Sied-

lungsbereich maximal verdoppelt werden. Aus dieser Begrenzung ergeben sich die nachfolgenden Vor-

gaben: 

- Der Zuwachs an Flächen für PV-Anlagen wird auf maximal 31,8 ha begrenzt. 

- Diese Zuwachsrate umfasst alle PV-Anlagen, die auf der Grundlage eines Bebauungsplanes er-

richtet werden sollen. Hierzu zählen auch Bebauungspläne für Agri-PV-Anlagen. 
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- Ungeachtet einer Darstellung als Eignungsfläche besteht kein rechtlicher Anspruch auf die Auf-

stellung eines Bebauungsplanes für eine PV-FFA. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die o. g. Flächenbegrenzung nicht auf Anlagen zutrifft, die gem. § 35 

BauGB als privilegierte Vorhaben zulässig sind (Anlagen in Verbindung mit landwirtschaftlichen Betrieben 

gem. § 35 Abs. 1 Nr. 9 BauGB).  

Bei der vorliegenden Konzeption handelt es sich nach Beschlussfassung durch den Gemeinderat um eine 

sonstige städtebauliche Planung gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB, die in den Abwägungsprozess von Pla-

nungsvorhaben zu berücksichtigen ist.  

Verfahrensweise zur Standortkonzeption: Die vorliegende Konzeption soll nach Auswertung der hierzu in 

Verbindung mit der 8. Änderung des Flächennutzungsplanes VG Ländereck eingehenden Stellungnah-

men durch den Gemeinderat der Gemeinde Endschütz als sonstige städtebauliche Planung i. S. d. § 1 

Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen werden, so dass für die Gemeinde Endschütz eine Grundlage zur 

Entwicklung von PV-FFA vorliegt. Ein gesondertes Genehmigungsverfahren ist nicht erforderlich und auch 

nicht vorgesehen. 
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